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Die Abgeordneten zum N,ationalrat Dipl 0 Soz 0 Arb 0 Manfred Srb und 

Freunde haben am 6. Juni 1990 unter der Nr. 5619/J an mich eine 

schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend die Einstel­

lung von behinderten Menschen nach dem Behinderteneinstellungs­

gesetz gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

"1. Wie hoch ist die Pflichtzahl für den Bereich Ihres 
Ministeriums? 

2. Wie hoch war/ist die Anzahl der tatsächlich besetzten 
Pflichtstellen in dem unter Pkt. 1 angeführten Bereich im 
Kalenderjahr 1989? 

3. Wie hoch war die Anzahl der offenen Pflichtstellen in dem 
unter Pkt. 1 angeführten Bereich im Kalenderjahr 1989? 

4. Wie hoch war die Ausgleichsabgabe, die für den Bereich 
Ihres Bundesministeriums in den Jahren 1988 und 1989 an den 
Ausgleichstaxfonds geleistet werden mußte? 

5. Sind sie als der für den Bereich Föderalismus und Verwal­
tungsreform politisch Verantwortliche grundsätzlich bereit, 
sich verstärkt für die Einhaltung der gesetzlichen Bestim­
mungen gerade in Ihrem Bereich einzusetzen und somit den 
anderen Bundesministerien mit gutem Beispiel voranzugehen? 

6. Welche konkreten Maßnahmen haben Sie in dieser Causa im 
vergangenen Jahr gesetzt? 

7. Welche konkreten Maßnahmen werden Sie in dieser Causa 
setzen? 

8. Wann werden Sie diese konkreten Maßnahmen setzen?" 
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Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu den Fragen 1 bis 3: 

Eine Beantwortung dieser Fragen ist mir nicht möglich, da 
meinem Wirkungsbereich kein eigener Personalstand zugeordnet 

ist. Meine Mitarbeiter gehören dem Personalstand des Bundes­
kanzleramtes an. Ich darf daher auf die Beantwortung der 

parlamentarischen Anfrage Nr. 56l7/J durch den Herrn Bundes­

kanzler verweisen. 

Zu Frage 4: 

Der Dienstgeber Bund wird als eine Einheit angesehen und gegen­

über dem Ausgleichstaxfonds vom Bundeskanzler vertreten. Ich 

darf auch hier auf die Beantwortung der parlamentarischen 

Anfrage Nr. 5617/J durch den Herrn Bundeskanzler verweisen. 

Zu den Fragen 5 bis 8: 

Ich bekenne mich grundsätzlich zur verstärkten Beschäftigung 

behinderter Menschen im öffentlichen Dienst, möchte aber 

meinerseits betonen, daß ich mich mit den Zielen der Bundesre­
gierung nach einer den Behinderten adäquaten Beschäftigung voll 

verantwortlich weiß. 

Auch im Bereich der Verwaltungsreform kann es nicht sinn und 

Zweck sein, adäquate Arbeitsplätze für Behinderte wegzurationa­

lisieren, sondern die Verwaltung so umzugestalten, daß trotz 

einer Verbesserung der wirtschaftlichkeit und Effizienz der 

Verwaltung genügend Spielraum bleibt, behinderte Menschen ihrer 

Behinderung entsprechend sinnvoll einzusetzen. 
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